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oder Kundenaufteilungen) unab-
hängig vom Marktanteil verboten.
Diese Bestimmung entspricht zwar

Hier ist insbesondere die Regelung
bezüglich marktbeherrschender
Strom- und Gasunternehmen her-

rer Modalitäten für die Geltendma-
chung von Schadenersatz wegen
Kartellverstößen. Festgehalten soll

a w

Zeitung hielt Scheuch für „Negermami“:
Unterlassung, aber keine Entschädigung
Verwechslung. Ein Medium behauptete, dass Scheuch hinter einer Verkleidung stand.
Bildnisschutz genießt der Politiker laut OGH jedoch nicht – denn er war ja nicht auf dem Bild.

VON PHILIPP AICHINGER

[WIEN] Es ist eine kuriose Geschich-
te, aber eine, die auch rechtlich von
Belang ist. Im Mittelpunkt steht ein
Zeitungsartikel, in dem der Kärnt-
ner Vize-Landeshauptmann irr-
tümlich zur „Negermami“ erklärt
wurde. Juristisch spannend ist das
Urteil, weil geklärt wurde, ob ein
Bildnisschutz auch besteht, wenn
man gar nicht im Bild ist.

Das Bild entstand beim Villa-
cher Faschingsumzug im Jahr 2009.
Kärntens Landeshauptmann Ger-
hard Dörfler ließ sich dabei in einer
Pose ablichten, die nahelegt, dass
er an der Brust eines schwarz ge-
schminkten, als Frau verkleideten
Mannes saugen möchte. Die Zei-
tung „Österreich“ war irrtümlich
der Meinung, dass die dunklen
Brüste dem verkleideten Uwe
Scheuch, seines Zeichens Vize-
Landeshauptmann, gehörten. Ein
Jahr nach dem Umzug druckte sie
das Bild vom Fasching mit den
Worten ab „Politiker (großes Bild:
Dörfler und Scheuch) und Besu-
cher unterhielten sich beim Villa-
cher Umzug 2009 bestens. Nach
,Negermami-Auftritt‘ 2009 sagt
Dörfler heuer wegen Terminpro-
blemen ab“. Tatsächlich war
Scheuch nicht die dunkelhäutige
Frau, der Mann mit den schwarzen
Brüsten sah dem Vize-Landes-
hauptmann nur ähnlich.

Scheuch forderte, dass die Zei-
tung die Zeitung soll die Behaup-
tung unterlassen, dass er auf dem
Foto abgebildet sei. Zudem soll sie
ihn nicht als „Negermami“ bezeich-
nen. Überdies verlangte der Vize-
Landeshauptmann tausend Euro
Entschädigung. Schließlich habe er
„in seiner politischen Stellung Wür-
de und Ansehen zu wahren“. Er

habe aber durch das Foto, auf das
er mehrfach angesprochen wurde,
immaterielle Nachteile erlitten.

Mit seinem Unterlassungsbe-
gehren drang der Politiker quer
durch alle Instanzen durch. Unei-
nig waren sich die Gerichte aber
bei der Frage, ob Scheuch auch
eine Entschädigung zusteht: Ja,
meinte das Handelsgericht Wien.
Das Oberlandesgericht Wien und

schlussendlich der Oberste Ge-
richtshof (OGH) verneinten aber
den Anspruch. Der OGH kam zum
Schluss, dass die Bestimmungen
des Urheberrechtsgesetzes hier
nicht zur Anwendung gelangen.
Der darin vorgesehene Bildnis-
schutz greife nämlich nur dann,
wenn jemand selbst auf dem Bild
zu sehen ist. Und Uwe Scheuch sei
nun einmal nicht abgebildet. Daher
könne es auch keine Entschädi-
gung nach dem Urheberrechtsge-
setz geben.

Dass aber die Unterlassungs-
klage durchgegangen ist, verdankt
Scheuch der sehr allgemeinen Be-
stimmung des § 16 ABGB: Dieser
legt fest, dass jeder Mensch „ange-
borne, schon durch die Vernunft
einleuchtende Rechte“ hat. Dieser
Persönlichkeitsschutz sei verletzt

worden, wenn der Vize-Landes-
hauptmann zu Unrecht mit dem
Foto in Zusammenhang gebracht
wird, meinte der OGH. Scheuch
versuchte auch, Schadenersatz
nach dem ABGB zu erhalten.
§ 1328 legt fest, dass jemand, der
die Privatsphäre eines anderen ver-
letzt, den dadurch entstandenen
Schaden ersetzen muss. Allerdings:
Die Teilnahme an einem öffentli-
chen Faschingsumzug zähle (etwa
im Gegensatz zum Intimleben oder
zur geschlechtlichen Orientierung)
nicht zur Privatsphäre eines Men-
schen, urteilte der OGH. Daher
greife auch der falsche Zeitungsbe-
richt hier nicht in Scheuchs Privat-
sphäre ein – und es gebe keinen
Schadenersatz (4 Ob 51/12x).

Bildnisschutz bei Karikaturen
Bemerkenswert sei die erstmalige
Feststellung, dass der Bildnisschutz
nicht greife, wenn man nicht selbst
abgebildet ist, sagt im Gespräch mit
der „Presse“ Anwalt Peter Zöch-
bauer, der „Österreich“ vertreten
hat. In der Vergangenheit sei näm-
lich etwa bei Karikaturen der Bild-
nisschutz gewährt worden, auch
wenn die Person dabei ja nie selbst
abgebildet ist. Scheuch-Anwalt Mi-
chael Sommer betont, dass man
Schadenersatz auch noch bei
einem anderen Gericht und dort
auf das Mediengesetz gestützt hätte
einklagen können. Darauf habe
man aber verzichtet, zumal das
vorrangige Ziel die Unterlassungs-
klage war. Zudem habe „Öster-
reich“ den Großteil der Prozesskos-
ten zahlen müssen. Zöchbauer be-
tont jedoch, dass die Zeitung wohl
auch bei einer Klage nach dem Me-
diengesetz keine Entschädigung
zahlen müsste: Denn das Fa-
schingsfoto sei nicht ehrenrührig.

Gerichtlich festgestellt: Die „Frau“, die
LH Gerhard Dörfler ihre Brust gab, ist
nicht Vize-LH Uwe Scheuch. [ APA/Raunig ]
Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht 
über einen Wirtschaftskriminalfall in 
den Medien berichtet wird. Von der 
Justiz werden die letzten 14 Jahre straf-
rechtlich aufgearbeitet. Der Vorwurf im 
BAWAG Verfahren datiert immerhin 
aus dem Jahr 1998. Und seither ist viel 
geschehen, was die Staatsanwaltschaften 
beschäftigt. 
Trotz dieses umfangreichen Arbeits-
pensums wird die Justiz nicht gelobt. 
Die Berichterstattung ist seit länge-
rem negativ. Die vom Justizministerium 
vor mehr als einem Jahr angekündigte 
Vertrauensinitiative hat dagegen nichts 
genützt. 
Das hat natürlich verschiedene Gründe. 
Mit einem werden der Rechtsanwalt 
und damit auch sein Klient jedoch Tag 
für Tag im Gerichtssaal konfrontiert. 
Es ist die Qualität der  in Wirtschafts-
prozessen notwendigen Gutachten von 
Sachverständigen.  Sie ist nicht nur in 
Einzelfällen beklagenswert. Und dabei 
hängt meist der Ausgang des Strafver-
fahrens vom Ergebnis des Gutachters 
ab. Denn immer mehr übernehmen sie 
die Rolle des Richters. Wer es nicht 
glaubt: es existiert tatsächlich ein Gut-
achten in einem renommierten Straf-

Es ist später, a

Vizepräsidentin Dr. Elisabeth Rech
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wenig we
f. So wird Schadenersat
ndlegende Neuerungen

nun z. B. werden, dass eine Ent-
scheidung einer Wettbewerbsbe-
hörde für das Zivilgericht bindend
ist, dass Zinsen bereits ab dem
Zeitpunkt der Schadenszufügung
verrechnet werden können, sowie,
dass die Verjährung unterbrochen
wird, solange ein Kartellverfahren
läuft. Hier wurde ebenfalls eine
deutsche Regelung übernommen.
Diese gesetzliche Klarstellung ist
angesichts der zunehmenden Be-
deutung von Schadenersatzklagen
im Zusammenhang mit Kartellver-
stößen zu begrüßen. Dies auch,
wenn man mit gutem Grund ver-
treten kann, dass die hiermit arti-
kulierten Grundsätze weitgehend
(u. a. durch die EU-Rechtspre-
chung) auch schon heute gelten.

Der vierte zentrale Punkt der
angestrebten Reform war die Stär-
kung der Bundeswettbewerbsbe-

erden. [ Clemens Fabry ]
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z klarer geregelt und
wurde versäumt.
hörde (BWB). Die BWB ist derzeit
eine reine Ermittlungsbehörde und
bedarf für jeden wesentlichen Ver-
fahrensschritt eines Beschlusses
des Kartellgerichtes (z. B. um ein
Auskunftsersuchen durchzusetzen
oder eine Geldbuße aufzuerlegen).
Hier gab es im Vorfeld eine große
Bandbreite an Meinungen, ob es
dafürstehe, die BWB nun zur „Voll-
behörde“ zu erheben und ihr somit
auch die Entscheidungskompetenz
über Kartellfälle zu geben. Die nun
vorgeschlagene Lösung ist höchs-
tens ein kleiner Schritt in diese
Richtung. Die BWB wird demnach
mit der Ermächtigung ausgestattet,
strafbewährte Auskunftsbescheide
aus Eigenem zu erlassen. Ob damit
der Kartellrechtsvollzug in Öster-
reich auf Behördenebene schon
entsprechend geschärft wurde, darf
jedoch bezweifelt werden.

Angleichung an EU-Normen fehlt
Als Resümee lässt sich festhalten,
dass zwar die Intention begrüßens-
wert ist, längst fällige Problembe-
reiche des österreichischen Kartell-
rechts anzugehen. Die dadurch be-
wirkte punktuelle Regelung wirft
aber wieder neue Fragen auf. Umso
bedauerlicher ist es, dass die Gele-
genheit für eine grundlegende Re-
form des KartG, etwa durch eine
weitgehende Angleichung an EU-
Normen, nicht genutzt wurde. Hier
besteht durchaus noch Platz für
Kartellge
Novelle. Der Gesetzes
die Bundeswettbewerb
VON RAOUL HOFFER

[WIEN] Nun liegt die Regierungsvor-
lage für eine Reform des Kartell-
rechts in Österreich vor. Dieser
ging eine Evaluierung unter Einbe-
ziehung verschiedener „Stakehol-
der“ (Sozialpartner, Wettbewerbs-
behörden, Kartellgericht und An-
waltschaft) voraus. Die dazu geäu-
ßerten Meinungen waren so zahl-
reich wie divers, sodass der Gesetz-
gebungsprozess mit einiger Span-
nung verfolgt wird.

Das Ergebnis ist keine grundle-
gende Neuordnung des Kartell-
rechts in Österreich. Vielmehr wird
an verschiedenen Stellen auf De-
tailfragen und Probleme reagiert.
Dabei kommt einmal eher das eu-
ropäische Modell zum Zug, das an-
dere Mal wird am deutschen Recht
Anleihe genommen. Hinzu kom-
men österreichische Sonderwege.
Die Komplexität des in Österreich
anwendbaren Kartellrechts wird
hierdurch nicht gerade geringer. Im
Detail kann man vier maßgebliche
Neuerungen herausgreifen. Zu-
nächst ist die sogenannte Bagatell-
ausnahme zu erwähnen. Bisher
waren in Österreich wettbewerbs-
widrige Absprachen zwischen zwei
Unternehmen dann sanktionslos,
wenn deren Marktanteil sehr ge-
ring war. Durch die Neuregelung
sind nun sogenannte Hardcore-Ab-
sprachen (z. B. Preisabsprachen
etz: Refor
ntwurf greift zwar wich

sbehörde gestärkt. Doc
im Wortlaut einer europäischen
Regelung. Letztere kommt aber im-
mer erst dann zur Anwendung,
wenn eine Wettbewerbsbeschrän-
kung überhaupt erst spürbar ist.

Auch Bäcker müssen zittern
Dieses europäische Spürbarkeits-
kriterium allerdings findet sich in
dem vorliegenden Gesetzesvor-
schlag nicht. Das hat die interes-
sante Folge, dass z. B. ein Gespräch
zwischen zwei Bäckern, die ihre
Geschäfte in ein und derselben
Straße haben, über den Verkaufs-
preis ihrer Semmeln ein Fall für das
Kartellgericht werden könnte.

Ein weiterer wesentlicher Eck-
pfeiler der Novelle ist die Verstär-
kung der Missbrauchskontrolle.

Preisabsprachen von Bäckern über die G
m geht zu
tige Problembereiche a
die Gelegenheit für gru

vorzuheben. Diese sollen beim An-
bieten von Elektrizität oder Erdgas
daran gemessen werden, zu wel-
chen Bedingungen es von anderen
Energieunternehmen angeboten
wird bzw. ob die Preise noch in
einem angemessenen Verhältnis zu
ihren Kosten stehen. Es handelt
sich dabei um eine Regelung, die
nach einem deutschen (allerdings
nicht unumstrittenen) Vorbild ge-
schaffen wurde. Tatsächlich führt
dies zu einer Beweislastumkehr für
eine spezifische Gruppe von Unter-
nehmen, die man sonst im KartG
nicht findet. Die sachliche Recht-
fertigung dafür ist somit zumindest
fraglich.

Der dritte Eckpfeiler der Novel-
le ist die Festschreibung besonde-

sse könnten ein Fall für das Kartellgericht
verfahren, das sowohl die Beweiswürdi-
gung als auch die rechtliche Beurteilung 
vorweg nimmt. Sämtliche Beschuldigte 
sind bereits verurteilt, obwohl sie vom 
Staatsanwalt noch nicht einmal ange-
klagt wurden. Es glaubt wohl niemand, 
dass dieser Sachverständige objektiv 
ist. Und was geschieht? Nichts! Den 
Staatsanwalt stört es nicht und die 
Beschuldigten haben so gut wie keine 
realistischen Möglichkeiten, einen Sach-
verständigen wieder los zu werden. 
Daher wird unser Sachverständiger als 
selbst ernannter Richter seine in allen 
Bereichen vor gefasste Meinung bis 
zum vermutlich negativen Urteil  wei-
ter vertreten können. Die Politik sieht 
dabei zu. Sie kennt diesen Missstand, tut 
nichts dagegen und riskiert sehenden 
Auges, dass Menschen auf Jahre hin-
aus unschuldig hinter Gitter wandern.  
Dabei verkündet sie den naiven Slogan, 
einem Unschuldigen könne nichts pas-
sieren. 
In einem wirklich funktionierenden 
Rechtsstaat hätten verantwortungs-
volle Politiker ein offenes Ohr für 
die Rechtsanwaltschaft, die seit Jah-
ren diesen Missstand anprangert. Die 
Einführung von Qualitätskriterien für 
Gutachten sowie die Zulassung von Pri-
vatgutachten im Prozess würde bereits 
vieles verbessern. Bis jetzt wurden wir 
nicht gehört. Darunter werden alle 
jene leiden, die sich, ohne es jetzt noch 
für möglich zu halten, eines Tages vor 
dem Staatsanwalt wieder finden. Es 
kann jeden von uns treffen. Besonders 
gefährdet sind, wie die Erfahrung zeigt, 
Manager und Politiker. Das sollte dem 
einen oder anderen zu denken geben 
und ihn dazu bringen, sich für unsere 
Forderungen nach Qualitätskriterien 
für Gutachten und für die Zulassung 
von Privatgutachten im Strafprozess 
einzusetzen.  Denn: es ist später, als man 
denkt.

ls man denkt
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